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Forstgesetz neu 
Auswirkungen für den Grundeigentümer 

von DipLlng. Christian Schwaninger 
Am 1. Juli 2002 treten zahlreiche neue 
Bestimmungen des Forstgesetzes in 
Kraft. Damit werden Verwaltungsabläufe 
verbessert und vereinfacht, aber zu- 
gleich die Eigenverantwortlichkeit der 
Grundeigentümer gestärkt. Wesentliche 
Änderungen betreffen den Begriff der 
Nachhaltigkeit, die Neubewaldung von 
Wiesen und Almflächen und die Bedeu- 
tung der Naturverjüngung in den WäI- 
dern; mehr Freiraum gibt es bei Rodun- 
gen, mehr Klarheit bei der Schutzwald- 
Definition. Lesen Sie dazu die nachste- 
henden Ausführungen von Dipl.-lng. 
Christian Schwaninger. 

Der neue 3 1 des Forstge- 
setzes steht ganz im Zeichen 
der umfassenden Nachhaltig- 
keit der Waldbewirtschaftung. 

Nachhaltigkeit im 
umfassenden Sinn 

Der Waldeigentümer er- 
reicht diese dann, wenn er sei- 
nen Wald so pflegt und nutzt, 
dass die biologische Vielfalt, 
die Produktivität (Holzertrag), 
das Regenerationsvermögen 
(Möglichkeit der Verjüngung) 
und die Vitalität dauerhaft er- 
halten bleibt. Dies alles ver- 
folgt das Ziel, die ökologi- 
schen, ökonomischen und ge- 
sellschaftlichen Funktionen 
des Waldes auch zukünftig er- 
füllen zu können. Diese neue 
Ausrichtung des Forstgesetzes 
mit der Betonung der Multi- 
funktionalität und Qkologie 
schlägt sich auch in speziellen 
Bestimmungen für Biotop- 
schutzwälder nieder. Nun kön- 
nen für Wälder in Naturwald- 
reservaten, Nationalparks, Na- 
turschutz- und Natura 2000- 
Gebieten Ausnahmen von der 

Geltung einzelner Bestiinmun- 
gen des Forstgesetzes verfugt 
werden. So ist es in diesen 
Wäldern mit besonderem Le- 
bensraum möglich, von der 
Wiederbewaldungspflicht 
ebenso Abstand zu nehmen, 
wie von Forstschutzmaßnah- 
men gegen Forstschädlingsbe- 
fall. Die Zustimmung des Wald- 
eigentümers ist Voraus se t - 
zung, damit eine solche Aus- 
nahmegenehmigung erteilt 
werden kann. In der Praxis 
werden für diese Ausnahmebe- 
Stimmung nur entsprechend 
große Waldgebiete ohne Ob- 
jektschutzfunktion in Frage 
kommen, da einerseits die 
Auswirkungen auf nachbar- 
liche Waldbestände außerhalb 
der Schutzgebiete zu berück- 
sichtigen sind und andererseits 
die Schutzwirkung für darun- 
ter liegende Siedlungen, 
Straßen und Infrastrukturein- 
richtungen als höherwertig an- 
gesehen wird. Die neue Ziel- 
setzung des Forstgesetzes - 
Verbesserung der ökologi- 
schen Nachhaltigkeit - ver- 

langt von den Waldeigentü- 
mern letztlich mehr Eigenver- 
antwortung; dies im Besonde- 
ren hinsichtlich der Weide- 
und Wildschäden, welche die 
natürliche Verjüngung der 
Wälder verhindern können. 

Mehr Freiraum bei 
der Neubewaldung 

Bei der Neubewaldung von 
Almflächen und Wiesen durch 
Naturverjüngung wurde neben 
den bisher geltenden Kriterien 
(5 Zehntel Überschirmung der 
Bäume und 1.000 mz 
Flächenausmaß) ein zusätzli- 
ches Kriterium eingeführt. Nun 
muss der vorhandene Bewuchs 
eine Höhe von mindestens 3 m 
erreichen. Damit wird der Zeit- 
raum, bis eine zuwachsende 
Alm- oder Wiesenfläche auch 
tatsächlich zu Wald wird, deut- 
lich erweitert. In diesem Zu- 
sammenhang ist auf eine Zu- 
satzbestimmung hinzuweisen, 
wonach durch Verordnung für 
bestimmte Baumarten (z.B. Lat- 
sche, Grünerle, weil diese nicht 
3 m hoch werden) eine abwei- > 

Kiinftig bleibt dem 
Grundeigentümer 

mehr Zeitfur seine 
Entscheidung ob 

die Fläche als Wald 
oder weiterhin als 

landwirtschaftliche 
Grundfläche bewirt- 
schaftet werden soll 
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chende Bewuchshöhe festgelegt 
werden kann. Auslöser für das 
neue , 3  m Kriterium" war die 
hohe Waldausstattung in einzel- 
nen Bundesländern und die lau- 
fende Flächenzunahme des 
Waldes. Besondere Bedeutung 
hat diese Bestimmung für die 
Grundeigentümer, da auf land- 
wirtschaftlich genutzten Grund- 
flächen und auf Almen - so wie 
schon bisher - der Bewuchs be- 
willigungsfi-ei entfernt werden 
kann, solange nicht eine Neube- 
Waldung stattgefunden hat. Zu- 
gleich wurde nun auch klarge- 
stellt, dass einzelne Bäume auf 
Almflächen dann bewilligungs- 
frei entfernt werden können, 
wenn keine hohe Schutzwir- 
kung von diesen Bäumen aus- 
geht. In der Praxis gewinnt der 
Grundeigentümer damit einen 
größeren Handlungsspielraum; 
ihm bleibt länger Zeit sich für 
eine Schwendung von Alm- 
flächen und landwirtschaftlich 
genutzten Grundflächen zu ent- 

-scheiden. 

und zugleich mehr Verantwor- 
tung. Grundsätzlich hat der 
Waldeigentümer weiterhin die 
Möglichkeit zwischen Auffors- 
tung und Naturverjüngung zu 
wählen. Im Falle der Auffors- 
tung gilt die Wiederbewaldung 
dann als rechtzeitig, wenn in- 
nerhalb von 5 Jahren (bisher 3 
Jahre) aufgeforstet wird. Zu 
dieser neuen Bestimmung ist 
aus forstfachlicher Sicht anzu- 
merken, dass die Aufforstung 
nach 5 Jahren oft wegen der 
von Jahr zu Jahr stärker wer- 
denden Schlagvegetation teu- 
rer wird (größere Pflanzen, 
Ausschneiden, erhöhte Schutz- 
maßnahmen) und daher ein 4 - 
5 jähriges Zuwarten nach der 
Holznutzung kaum empfohlen 
werden kann. 

Für den Fall der Naturver- 
jüngung regelt das Forstgesetz 
nunmehr, dass die Wiederbe- 
Waldung dann durch Naturver- 
jüngung erfolgen soll, wenn 
innerhalb von 10 Jahren eine 
Naturverjüngung vorhanden 
ist, die eine volle Bestockung 

Wiederbe "On der Freifläche erwarten lässt. 
Das heißt, dass nur dann auf Nutzungsf'ächen 

Der Waldeigentümer be- 
kommt mit den neuen Bestim- 
mungen zur Wiederbewaldung 
ebenso eine größere Freiheit 

die Naturverjüngung gewartet 
werden darf, wenn eine Aus- 
sicht auf Erfolg gegeben ist. 
Hier wird es Aufgabe der Wald- 

eigentümer sein, die Rahmen- 
bedingungen mitzugestalten, 
welche für das Gelingen der 
Naturverjüngung entscheidend 
sind. Die forstfachliche Bera- 
tung über die richtige waldbau- 
liche Behandlung wird für den 
Klein-Privatwald und teilweise 
auch den Gemeinschaftswald 
von den einschlägigen Bera- 
tungsstellen (je nach Bundes- 
land: Waldaufseher, Bezirks- 
forstinspektion, Landwirt- 
schaftskammern, .....) zur Ver- 
fügung gestellt. Damit aber die 
sehr maßgeblichen Rahmenbe- 
dingungen ,,Waldweide" und 
„Wildeinfluss" die Naturver- 
jüngung nicht verhindern, wie 
dies derzeit oftmals der Fall 
ist, sollte der Waldeigentümer 
sich stärker einsetzen. Schließ- 
lich ist es auch der Waldei- 
gentümer, der höhere Auffors- 
tungskosten (erhöhte Schutz- 
maßnahmen, vorbereitende Ar- 
beiten auf der Freifläche) und 
allfällige venvaltungsrechtli- 
che Konsequenzen (bis hin 
zum Strafverfahren) zu tragen 
hat, wenn die Naturverjüngung 
nicht gelingt. 

Änderungen bei 
der Rodung 

Bei der Rodung - das ist die 
Verwendung von Waldboden 
zu anderen Zwecken (Land- 
wirtschaft, Wohnbau, Straßen- 
bau, etc.) - gibt es zwei we- 
sentliche Neuerungen: 
0 Es ist nun möglich, auch aus 
privatem Interesse eine Ro- 
dung zu beantragen. Dabei 
wird - so wie bisher - ein Ro- 
dungsverfahren durchgeführt, 
in dem geklärt werden muss, 
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ob besondere öffentliche Inter- 
essen an der Walderhaltung 
diesem privaten Wunsch ent- 
gegenstehen. Das heißt, dass 
ein rein privater Rodungs- 
Wunsch nur bei geringen 
Schutz- und Wohlfahrtswir- 
kungen oder geringer und mitt- 
lerer Erholungsfunktion des 
Waldes bewilligungsfahig ist. 

Rodungen von kleinen 
Flächen werden vereinfacht. 
Diese sind bis 1.000 m2 nur 
mehr anmeldepflichtig. Wenn 
sich die Behörde nicht inner- 
halb von 6 Wochen beim Ro- 
dungswerber meldet und auf 
Grund öffentlicher Interessen 
eine Rodungsverhandlung 
fordert, kann diese angemel- 
dete Rodung durchgeführt 
werden. In das Flächenaus- 
maß einer angemeldeten Ro- 
dung sind solche Flächen ein- 
zurechnen, die an die ange- 
meldete Fläche unmittelbar 
angrenzen und für den selben 
Zweck innerhalb der letzten 
10 Jahre gerodet wurden. Da- 
mit ist es nicht möglich, sozu- 
sagen ,,scheibchenweise" die 
Rodungsfläche von Jahr zu 
Jahr zu vergrößern. Der Ro- 
dungswerber muss nach wie 
vor im Antrag den Rode- 
Zweck, das Ausmaß der bean- 
tragten Rodefläche, die Ei- 
gentümer nachbarlich angren- 
zender Grundstücke und im 
Fall der Belastang der Ro- 
dungsfläche mit Einfor- 
stungsrechten oder Gemein- 
degutnutzungsrechten die 
darin Berechtigten anführen. 
Solcherart angemeldete Ro- 
dungen erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Jahres 

durchgeführt werden. In der 
Praxis werden angemeldete 
Rodungen daher dann pro- 
blemlos über die Bühne ge- 
hen, wenn alle Unterlagen 
mitsamt der Zustimmung der 
Berechtigten eingebracht 
werden und zugleich keine 
besondere Schutz-, Wohl- 
fahrts- und Erholungsfunkti- 
on des Waldes gegeben ist. 

Begünstigte zahlen bei 
0 bje ktsc hutzwald mit 

Der Begriff des Schutzwal- 
des wird nun klarer definiert. 
Zukünftig wird zwischen Stand- 
ortschutzwald und Objekt- 
schutzwald unterschieden. 

Standortschutzwald schützt 
den Boden vor Erosion und 
braucht eine besondere Behand- 
lung zum Schutz des Bodens 
und Bewuchses sowie zur Si- 
cherung der Wiederbewaldung. 
Die Erhaltungskosten (Auffors- 
tung, Pflege) im Standortschutz- 
Wald trägt der Waldeigentümer, 
soweit er sie aus den Erträgnis- 
sen finanzieren kann. 

Objektschutzwald schützt 
hingegen Menschen, Siedlun- 
gen oder Anlagen oder kulti- 
vierten Boden vor Elementar- 
ereignissen oder schädigen- 
den Umwelteinflüssen. Die 
Erhaltungskosten trägt der 
Waldeigentümer im Objekt- 
schutzwald nur soweit, als für 
die erforderlichen Maßnah- 
men öffentliche Mittel oder 
Zahlungen durch Begünstigte 
vorhanden sind. Eine Konse- 
quenz aus dieser neuen Defi- 
nition: Die von der Schutzwir- 
kung direkt profitierenden 
Unterlieger werden zukünftig 

wohl mehr als bis- 
her in die schutz- 
waldverbessern- 
den Projekte ein- 
gebunden. Zu- 
gleich ist zu er- 
warten, dass die 
öffentlichen Mit- 
tel für die Schutz- 
waldprojekte in 
erster Linie im 
Objektschutzwald 
und weniger im Standort- Einzelne Biilinie cnif 
schutzwald eingesetzt werden. Almflächen können 

bewilligungsfrei ent- 
fernt werden, wenn 
keine hohe Schutz- 

Wirkung von diesen 
Bäumen ausgeht 

Bestellungspflicht 
für Forstorgane 

Neben den hier beschriebe- 
nen Änderungen sind noch 
eine Vielzahl anderer Bestim- 
mungen verändert worden. 
Stellvertretend dafür darf die 
Bestellungspflicht für Forstor- 
gane genannt werden, die zwar 
in Tirol und Vorarlberg wegen 
der Forstaufsichtsgebiete groß- 
teils keine direkte Anwendung 
findet, in den übrigen Bundes- 
ländern jedoch Auswirkungen 
für Großbetriebe hat. Außer- 
halb der Forstaufsichtsgebiete 
Tirols und Vorarlbergs sind ab 
1 .OOO ha Waldfläche ein Förs- 
ter sowie ab 3.600 ha ein 
Forstwirt als leitendes Forstor- 
gan zu bestellen. Für alle wei- 
teren 3.000 ha ist ein zusätzli- 
ches Forstorgan zu bestellen. 
Der Eigentümer kann somit 
zukünftig leichter seinen Per- 
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